
 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Der Gemeinderat möge folgendes beschließen: 

1. Die Verwaltung informiert den Gemeinderat in einer öffentlichen Gemeinderatssitzung 

über den genauen Ablauf der Polizeiaktion aus Sicht der Polizei Mannheim und der 

Verwaltungsspitze. 

2. Die Verwaltung klärt, ob eine Unterbringung von Gästen im Rahmen derartiger 

Veranstaltungen nicht in Pensionen, Gästehäusern oder Hotels erfolgen kann und nicht in 

zweifelhaften Airbnb - Unterkünften erfolgt. 

3. Im Rahmen der Aussprache und Diskussion im Gemeinderat arbeitet dieser die 

Diskussion im ASO auf und klärt, wie Ausschussmitglieder und Stadträte künftig über 

solche Vorgänge informiert werden können, damit ein gleicher Wissensstand vorhanden 

ist. 

4. Der Gemeinderat distanziert sich von den Vorwürfen eines "strukturellen Rassismus" und 

dem Vorwurf eines "rassistisch motivierten" Einsatzes gegen die Gäste durch die Polizei 

und den Aussagen des Migrationsbeirates in der Sitzung des Sicherheitsausschusses. 

5. Der Gemeinderat bekennt sich klar zum deutschen Rechtsstaat und zur Mannheimer 

Polizei. 

 

Begründung: 

 

In der Sitzung des Ausschusses für Sicherheit und Ordnung wurde lange und kontrovers über 

einen Polizeieinsatz in Käfertal debattiert, bei dem 4 Jugendliche in einen Polizeieinsatz geraten 

waren. Dabei wurde von Seiten der Vorsitzenden des Migrationsbeirates aus einem vor dem 

Ratssaal ausliegenden Flugblatt zitiert, das die näheren Umstände des Vorgangs und das 

Vorgehen der Polizei aus Sicht der ML nicht wahrheitsgemäß wiedergibt. Im Flugblatt wird der 

Polizei "struktureller Rassismus" vorgeworfen und dass der Einsatz gegen die Gäste "rassistisch 

motiviert" gewesen wäre. Auch wurde ein Bezug zum Todesfall auf dem Marktplatz von vor einem 

Jahr hergestellt, der aber keinerlei Verbindung zum jetzigen Fall aufweist.  
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Der Ablauf wurde von der anwesenden Polizeivizepräsidentin anders dargestellt. 

 

Der Diskussionsverlauf war aus Sicht der ML zu stark polizeifeindlich, eine sachliche 

Auseinandersetzung war nicht möglich, da sehr viele Ausschuss-Mitglieder keine Informationen 

zu dem Vorgang hatten. Informiert waren anscheinend nur der Migrationsbeirat, der städtische 

Integrationsbeauftragte, der Arbeitskreis (AK) Kolonialgeschichte und die Black Academy.  

 

Eine vorherige Information der Stadträte oder zumindest der Mitglieder des ASO wäre sehr 

hilfreich gewesen, damit auch die Stadträte die Möglichkeit gehabt hätten, sich vorzubereiten und 

sich vorab eine eigene Meinung –basierend auf Fakten und Stellungnahmen der Polizei zu 

machen und nicht auf die eindeutig parteiischen Aussagen von Interessengruppen angewiesen 

zu sein. In der Sitzung hat sich ja klar gezeigt, dass die oben genannten Gruppen hier 

Wissensvorsprünge und eine völlig andere Sichtweise hatten und sich entsprechend vorbereiten 

konnten. 

 

Es sollte im Gemeinderat nach Vorliegen der Stellungnahme der Polizei nochmal über das 

Thema gesprochen werden. Insbesondere sollte sich der Gemeinderat von derartigen 

Flugblättern und Aussagen distanzieren und ein klares Bekenntnis zum deutschen Rechtsstaat 

und zur Polizei in unserer Stadt abzugeben. 

 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

   
Prof. Dr. A. Weizel H. Schmid C. Fuchs  C. Probst   
Vorsitzender stellv. Vorsitzender Stadträtin Stadtrat  
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